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Zur Frage der Anerkennung der Zahn- und Kieferfehlstellung einer Klarinettistin als Wie-
Berufskrankheit.  
 

§ 9 Abs. 2 SGB VII 
 
Urteil des LSG Nordrhein-Westfalen vom 19.04.2011 – L 15 U 308/08 –  
Abänderung des Urteils des SG Düsseldorf vom 22.09.2008 – S 1 U 79/06 – 
 

Zwischen der Klägerin – einer Klarinettistin – und der beklagten Unfallkasse war vorliegend ein 
Anspruch auf Anerkennung einer Zahn- und Kieferfehlstellung als Wie-BK gemäß § 9 Abs. 2 
SGB VII streitig. 
 
Die im Jahr 1967 geborene Klägerin spielt seit ihrem neunten Lebensjahr Klarinette. Von 1987 
bis 1992 studierte die Kl. Musik mit dem Schwerpunkt Klarinettenspiel. Von August 1992 bis 
Ende 2001 war sie in verschieden Symphonieorchestern als Klarinettistin tätig. In einer BK-
Anzeige der Krankenkasse der Kl. aus dem Jahr 2002 wurde ausgeführt, dass bei der Kl. eine 
Kieferfehlstellung im Sinne einer sagittalen Stufe (Überbiss) bestehe, welche durch das Klari-
nettenspiel vergrößert werde. Es werde angenommen, dass die Erkrankung aus der beruflichen 
Tätigkeit der Kl. – dem Klarinettenspiel – resultiere. Die nunmehr verordnete kieferorthopädi-
sche Apparatur mache das Klarinettenspiel in den nächsten eineinhalb Jahren unmöglich. 
 
Nach Auffassung des LSG liegen die Voraussetzungen für die Anerkennung einer Wie-BK nicht 
vor. Es fehle an neuen wissenschaftlichen Erkenntnissen, aus denen sich eine gruppentypische 
Risikoerhöhung für das vorliegende Krankheitsbild herleiten lasse. „Es sind … keine hinrei-
chenden Feststellungen in Form medizinischer Erkenntnisse vorhanden, die medizinisch fun-
diert belegen würden, dass die Personengruppe der Bläser insgesamt oder die der „Klarinettis-
ten“, zu der die Klägerin zählt, durch die Arbeit Einwirkungen ausgesetzt ist, mit denen die übri-
ge Bevölkerung nicht in diesem Maße in Kontakt kommt und die geeignet sind, Kiefer- und 
Zahnfehlstellungen hervorzurufen und dass sich dieses Krankheitsbild in besonderem Maße bei 
dieser Personengruppe realisiert.“ Es fehle an der notwendigen Breite einschlägiger wissen-
schaftlicher Erkenntnisse, die sich nach der Rechtsprechung des BSG nicht in vereinzelten 
Meinungen einiger Sachverständiger erschöpfen dürften (vgl. S. 10). Das Fehlen neuerer gesi-
cherter medizinisch-wissenschaftlicher Erkenntnisse im Kontext einer gruppentypischen Risiko-
erhöhung werde schließlich auch durch den Umstand bestätigt, dass sich der Ärztliche Sach-
verständigenbeirat – Sektion Berufskrankheiten beim BMAS mit der aufgeworfenen Problematik 
bislang nicht habe befassen müssen.  

 
Das Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen hat mit Urteil vom 19.04.2011 
– L 15 U 308/08 –  
wie folgt entschieden: 
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